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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes 

— Drucksache IV/115 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Morgenstern 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 11. Sitzung 
am 19. Januar 1962 den Gesetzentwurf — Druck- 
sache IV/115 — in erster Lesung beraten und an- 
schließend an den Ausschuß für Verteidigung feder- 
führend, an den Ausschuß für Inneres mitberatend 
und gemäß § 96 GO an den Haushaltsausschuß über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Inneres hat den Gesetzentwurf 
in seinen Sitzungen vom 1. und 15. Februar 1962 
beraten, ihn mit zwei Änderungswünschen ange- 
nommen und sich Vorbehalten, im Zusammenhang 
mit einer künftigen Beratung des Rechtssteliungsge- 
setzes noch einmal das Problem der Gleichstellung 
von Bundesbeamten und Berufssoldaten zu erörtern, 
die die Wahl zu einer Vertretungskörperschaft ange- 
nommen haben. Dabei will der Ausschuß für Inneres 
die Frage prüfen, inwieweit auch bei Bundesbeam- 
ten und Berufssoldaten die landesrechtlichen Grund- 
sätze für die Wahl von Beamten in die einzelnen 
Landtage berücksichtigt werden sollen. 

Der Ausschuß für Verteidigung hat den Gesetz- 
entwurf unter Berücksichtigung der Beratungen im 
Ausschuß für Inneres in seiner Sitzung am 21. Fe- 
bruar 1962 beraten, an einigen Stellen ergänzt und 
geändert und ihn bei einer Enthaltung einstimmig 
angenommen. 


Die einzelnen Bestimmungen 
Artikel 1 
Zu Nr. 1 (§ 25 Abs. 1) 

Nach der bisherigen Fassung des § 25 Abs. 1 des 
Soldatengesetzes mußte ein Berufssoldat, der in den 


Bundestag, in einen Landtag oder in eine kommu- 
nale Vertretungskörperschaft gewählt wurde, in den 
Ruhestand treten, solange er dieser Körperschaft an- 
gehört. Der Gesetzgeber hielt es damals im Hinblick 
auf die besondere Verpflichtung des Vorgesetzten 
in § 10 Abs. 6 des Soldatengesetzes nicht für richtig, 
einen Berufssoldaten nadi der Wahl in eine kom- 
munale Vertretungskörperschaft im Dienst zu belas- 
sen. 

Die inzwischen gesammelten Erfahrungen haben 
aber ergeben, daß die Gefahr, ein in einem Kom- 
munalparlament tätiger Soldat könnte zu sehr als 
Vertreter einer Parteirichtung gelten, nicht so groß 
ist, weil die Arbeit in einer kommunalen Vertre- 
tungskörperschaft nicht in erster Linie von der Par- 
teipolitik bestimmt ist. Aus diesem Grunde beschloß 
der Ausschuß, § 25 Abs. 1 — dem Antrag der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP entsprechend — so zu 
fassen, daß ein in ein Kommunalparlament gewähl- 
ter Berufssoldat im Dienst verbleiben kann. Dabei 
versteht der Ausschuß für Verteidigung unter kom- 
munaler Vertretungskörperschaft auch Kreistage, 
Bezirkstage und die parlamentarische Versammlung 
von Landschaftsverbänden u. ä. 

Bei Berufssoldaten, die , in einen Landtag gewählt 
werden, verbleibt es dagegen bei der bisherigen 
Regelung (Eintritt in den Ruhestand). 

Zu Nr. 2 (§ 30) 

Diese Bestimmung wurde eingefügt, weil der 
durch Gesetz vom 21. August 1961 eingefügte § 80 a 
BBG nunmehr eine Jubiläumszuwendung für Beamte 
gesetzlich vorsieht. Da kein Grund besteht, hier 
Soldaten anders als Beamte zu behandeln, wurde 
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eine gleiche Vorschrift ins Soldatengesetz aufge- 
nommen. 

Die redaktionelle Änderung der Ausschußfassung 
ist nur erfolgt, um in der Systematik des Soldaten- 
gesetzes zu bleiben. 

Zu Nr. 3 (§ 46 Abs. 2 Nr. 5) 

Da gemäß der Neufassung des § 25 Abs. 1 ein 
Soldat, der Mitglied eines Kommunalparlamentes 
wird, im Dienst verbleibt, mußte konsequenterweise 
auch § 46 Abs. 2 Nr. 5 insoweit aufgehoben werden, 
als er die Entlassung eines Soldaten vorsah, der zur 
Zeit seiner Ernennung Mitglied einer kommunalen 
Vertretungskörperschaft war und sein Mandat nicht 
niederlegte. 

Zu Nr. 4 (§ 72 Abs. 1) 

Die vorgesehene Neufassung ergibt sich aus der 
Änderung in Nr. 2. 


Artikel 2 

Für den Berufssoldaten, der wegen der bisherigen 
Regelung des § 25 Abs. 1 bei Annahme der Wahl 
in eine kommunale Vertretungskörperschaft in den 
Ruhestand getreten ist, muß nunmehr die Mög- 


lichkeit geschaffen werden, wieder in den Dienst zu- 
rückzukehren. Diese Möglichkeit ist ihm durch 
Absatz 1 Satz 1 des Artikels 2 eröffnet. 

Genauso muß dem Bundesminister der Vertei- 
digung die Möglichkeit gegeben werden, den Be- 
rufssoldaten, der das 55. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet hat, wieder in das Dienstverhältnis eines 
Berufssoldaten zu berufen. Diese Möglichkeit er- 
öffnet Absatz 1 Satz 2 des Artikels 2. 


Artikel 3 

Wegen der am 11. März 1962 stattfindenden Kom- 
munalwahlen in Schleswig-Holstein beschloß der 
Ausschuß für Verteidigung auf Antrag des Abg. Dr. 
Jaeger, die für die Wahl von Berufssoldaten in 
Kommunalparlamente maßgeblichen Vorschriften 
schon am 1. März 1962 in Kraft treten zu lassen. 

Da Jubiläumszuwendungen für Beamte ab 1. Ok- 
tober 1961 gesetzlich möglich sind, beschloß der 
Ausschuß für Verteidigung, die entsprechenden Vor- 
schriften dieses Gesetzes zum gleichen Termin in 
Kraft treten zu lassen. 

Bei Artikel 2 waren Gründe, ihn zu einem festen 
Zeitpunkt in Kraft treten zu lassen, nicht ersichtlich. 
Er tritt daher am Tage nach der Verkündung dieses 
Gesetzes in Kraft. 


Bonn, den 8. März 1962 


Dr. Morgenstern 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/115 — in der 
aus der Anlage ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 21. Februar 1962 


Der Ausschuß für Verteidigung 
Dr. Jaeger Dr. Morgenstern 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes 

— Drucksache IV/115 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen 


Artikel 1 

Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Bun- 
des-Seuchengesetz vom 18. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1012), wird wie folgt geändert: 

1. § 25 Abs. 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Stimmt ein Berufssoldat seiner Aufstel- 
lung für die Wahl zum Bundestag oder zu einem 
Landtag zu, so hat er dies unverzüglich seinem 
Vorgesetzten mitzuteilen. Das Gesetz über die 
Rechtsstellung der in den Deutschen Bundestag 
gewählten Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S.777) 
gilt in diesen Fällen entsprechend." 

2. An § 30 wird folgender Absatz 3 angefügt; 

„(3) Den Soldaten kann bei Dienstjubiläen 
eine Jubiläumszuwendung gewährt werden. Das 
Nähere regelt die Bundesregierung durch Rechts- 
verordnung." 

3. In § 46 Abs. 2 Nr. 5 werden die Worte „oder 
einer kommunalen Vertretungskörperschaft" ge- 
strichen; das Komma hinter dem Wort „Bundes- 
tag" wird durch das Wort „oder" ersetzt. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen 


Artikel 1 

Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 {Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Bun- 
des-Seuchengesetz vom 18. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1012), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. An § 30 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Den Soldaten kann bei Dienstjubiläen 
eine Jubiläumszuwendung gewährt werden. Das 
Nähere regelt eine Rechtsverordnung." 


3. unverändert 


4. In § 72 Abs. 1 wird hinter Nummer 4 an Stelle 
des Punktes ein Komma gesetzt und folgende 
Nummer 5 angefügt: 

„5. die Jubiläumszuwendung nach § 30 Abs. 3." 
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Entwurf 
Artikel 2 

(1) Stellt ein Berufssoldat, der wegen Annahme 
der Wahl zu einer kommunalen Vertretungskörper- 
schaft in den Ruhestand getreten ist, den Antrag, 
wieder in das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten 
berufen zu werden, so ist seinem Antrag zu ent- 
sprechen, wenn er die Voraussetzungen für die Be- 
rufung in das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten 
noch erfüllt. § 3 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über die 
Rechtsstellung der in den Deutschen Bundestag ge- 
wählten Angehörigen des öffentlichen Dienstes ist 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Für den Soldaten auf Zeit gilt Absatz 1 ent- 
sprechend, wenn seine Verpflichtungszeit nodi nicht 
abgelaufen ist. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft, Artikel 1 Nr, 2 (§ 30 Abs. 3) jedoch 
mit dem 1. Oktober 1961. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
Es treten in Kraft 

1. Artikel 1 

a) Nummern 1 und 3 mit Wirkung vom 
1. März 1962, 

b) Nummern 2 und 4 mit Wirkung vom 1 . Ok- 
tober 1961. 

2. Artikel 2 am Tage nach der Verkündung die- 
ses Gesetzes. 
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